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� EU-Hilfsgelder UN müssen auf den
Prüfstand
Eine umfassende und systematische

Überprüfung der EU-Gelder für Projekte
und Organisationen der Vereinten Natio-
nen (UN) verlangte die Sprecherin der
EVP-Fraktion im Haushaltskontrollaus-
schuss des Europäischen Parlaments,
Inge Gräßle (CDU). Die EU-Kommission
dürfe sich dabei nicht hinter der inter-
nen Rechnungsprüfung der UN ver-
stecken, kritisierte Gräßle: „Um die kor-
rekte Verwendung der EU-Gelder zu
überprüfen, muss die EU-Kommission
direkten Zugriff auf die UN-Zahlen be-
kommen. Sie darf sich nicht einfach auf
die Hochglanzbroschüre der UN verlas-
sen, sondern muss direkt prüfen, für
welche Projekte die Vereinten Nationen
die EU-Gelder ausgeben. Schließlich ist
die EU einer der größten Geldgeber der
Vereinten Nationen„. Der Europäische
Rechnungshof hatte schwere Mängel
bei der Verwendung von EU-Geldern
durch die UN festgestellt.

� 3 Milliarden Euro mehr für die Land-
wirtschaft 
Das Europäische Parlament reagiert

auf die schwierige Situation der Landwirt-
schaft, und stellt den Landwirten in die-
sem Jahr mehr Geld zur Verfügung. Im
Rahmen der Annahme des EU-Haushalts
2010 in zweiter und letzter Lesung
stimmte das Europäische Parlament für
eine Erhöhung der Landwirtschaftsausga-
ben für 2010 um mehr als drei Milliarden
Euro. Damit werden in diesem Jahr rund
59,5 Milliarden Euro für Direktzahlungen
und die Entwicklung des ländlichen
Raums ausgegeben werden, 2009 waren
es 56,3 Milliarden Euro. Für die Hilfe an
die Milchbauern soll ein „Milchfonds“ mit
300 Millionen Euro eingerichtet werden,
der unter anderem den Verkauf und die
Vermarktung von Milch und Milchproduk-
ten unterstützt. „Das ist ein Erfolg für das
gesamte Parlament, das damit seine ge-
stiegene Bedeutung mit Inkrafttreten des
Lissabon-Vertrags demonstriert hat“, so
die Europaabgeordneten Reimer Böge
und Elisabeth Jeggle (CDU).

� EU-Gelder für die Türkei reduzieren 
Der Europaabgeordnete Markus Pie-

per (CDU) fordert eine Reduzierung der
Gelder für die Beitrittsvorbereitungen
der Türkei. Hintergrund ist ein Sonder-
bericht des Europäischen Rechnungsho-
fes, nach dem den Heranführungspro-
grammen eindeutige strategische Vorga-
ben fehlen und kein Beitrittsfortschritt
erkennbar ist. 
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Eine neue Industriepolitik
für die Europäische Uni-

on hat der Vorsitzende des
Industrieausschusses des
Europäischen Parlaments,
Herbert Reul (CDU), anläss-
lich der Feierlichkeiten zum
Beginn der spanischen EU-
Ratspräsidentschaft gefor-
dert. Die Fokussierung der
spanischen Ratspräsident-
schaft auf die Wirtschafts-
politik sei richtig, aber:
„Wachstum schafft man nur durch eine
konsequente Industriepolitik. Die spani-
sche Ratspräsidentschaft muss die
indus trielle Basis in Europa stärken“, so
Reul. 

Als Beispiel zur Schaffung besserer
Rahmenbedingungen für europäische Un-

ternehmen nannte Reul den
Emissionshandel. Der Han-
del mit Emissionszertifika-
ten dürfe nicht dazu führen,
dass die Produktion von In-
dustriegütern in Europa un-
rentabel wird. „Wenn der
Emissionshandel dem produ-
zierenden Gewerbe die Luft
abschnürt, wandern die Ar-
beitsplätze lediglich in Bil-
liglohnländer ab, in denen
weniger strenge Umwelt-

schutzauflagen gelten. Damit ist weder
der europäischen Wirtschaft noch der
Umwelt geholfen“, so Reul. 

H E R B E R T R E U L :

Spanische EU-Ratspräsidentschaft 
muss Industrie stärken

Herbert Reul MdEP

Schon sagen zahlreiche Jour-
nalisten Catherine Ashton,
die „Hohe XYZ“ der EU, werde
einen „Moloch“ mit Beamten
ohne Zahl aufblähen dürfen.
Welche Behörde entsteht,
wer arbeitet dort, und wie vie-
le Stellen entstehen?

Den Europäischen Auswär-
tigen Dienst (EAD) schon von
Anfang an als Moloch zu ver-
dammen und negative Presse
zu machen, halte ich für
falsch. Bevor es zu der Diskussion über die
Zahl und die Verteilung der Posten kommt,
sollte es zuerst darum gehen, die allgemei-
ne Einrichtung der neuen Struktur zu definie-
ren. Wichtig dabei ist, und ich denke darauf
zielt die Kritik ab, dass beachtet wird, dass
der EAD personell in einem sachgerechten
und ausgewogenen Verhältnis aus qualifi-
zierten Beamten zusammengesetzt sein
sollte, um in Brüssel und außerhalb der EU
(Botschaften) die Interessen der EU wahrzu-

nehmen. Die Mehrzahl der Be-
amten ist bereits heute in den
getrennten Bereichen von Rat
und Kommission beschäftigt.

Man darf die Chefin nicht 
EU-Außenministerin nennen,
doch ihre Leute heißen schon
„Auswärtiger Dienst“. Wie
sieht das EP diesen Marken-
Dschungel?

Nun ja, informell wird die Vi-
zepräsidentin der Kommissi-

on/Hohe Vertreterin ja schon als Außenmi-
nisterin bezeichnet. Wenn sie die außenpo-
litischen Interessen der EU und ihrer Mit-
gliedsstaaten bündeln und Europa somit zu
mehr außenpolitischem Gewicht auf inter-
nationaler Bühne verhelfen kann, begrüße
ich die Bezeichnung.

I N T E R V I E W M I T E L M A R B R O K :

Mitgliedstaaten entscheiden nicht mehr 
alleine über EU-Außenpolitik

Elmar Brok MdEP

Den vollständigen Text finden Sie unter: 
http://www.cducsu.eu/content/view/6295/4/
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Den vollständigen Text finden Sie unter: 
http://www.cducsu.eu/content/view/6311/32/
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Weitere Informationen: http://www.cducsu.eu/ 
content/category/3/10/4/
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